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Haupt- und Finanzausschuss 
 

 

Ö F F E N T L I C H E   N I E D E R S C H R I F T 
 

der 38. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
am Dienstag, 20.08.2019, von 19:32 Uhr bis 23:14 Uhr 

Rathaus Glashütten, Sitzungszimmer im Bürgerservice, Schloßborner Weg 2, 61479 Glashütten 
 

 
 

Die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses (HFA) wurden mit Schreiben vom 10.08.2019 unter 
Mitteilung der Tagesordnung für Dienstag, den 20.08.2019, um 19:32 Uhr eingeladen. 
 
Gegen Form und Frist der Einladung werden keine Einwände erhoben. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss ist nach der Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
Die Vorsitzende des Haupt- und Finanzausschusses eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. 
 

Sitzungsverlauf 
 
 

1. Mitteilungen der Vorsitzenden 
 

Es liegen keine Mitteilungen vor. 
 
2. Mitteilungen des Gemeindevorstandes 
 

Frau Bannenberg erklärt, dass neue Erkenntnisse und die zahlreichen Einwände aus der Bürgerschaft 
Ursache ist, dass die Vorlage über Straßenbeiträge noch mal auf die Tagesordnung gekommen ist. 
 
Es folgt ein Statusbericht über die Projekte durch die Verwaltung: 
 
Herr Wittlich für den Bereich Tiefbau: 
 

 Ginsterweg 2. BA Endabrechnung läuft 

 Dattenbachstr. inkl. Wasser, Kanal Planungsauftrag LP 1-4 erteilt 

 L 3319 Planungsauftrag LP 7-9 erteilt 

 Anbindung Waldkindergarten/Bestattungswald Planungsauftrag erteilt 

 Wasser-Verbindungsleitung Mühlweg-/Steinchen Planung läuft 

 Abwasser-Verbindungsleitung Hirtenstr.-/Bienengarten Planung läuft 

 Schwimmbad Erneuerung Sanitär LP 1-3 Auftrag erteilt 

 Förderprogramm SWIM (40 % Förderung) wird geprüft. 
 
Herr Meixner für den Hochbau: 
 

 Merzweckhalle Schlossborn Architekt beauftragt 

 Sporthalle Schlossborn Verwaltungsvereinbarung auf der Tagesordnung 

 Sporthalle Glashütten Architekt beauftragt 

 Alte Schule Oberems in Planung unter Berücksichtigung des Denkmalschutzes 

 Bürgerhaus Fortführung Planung Bürgerbüro auf Tagesordnung. 
 
Frau Bannenberg ergänzt hierzu noch: 
 

 Projekt Ausbau Treppe am Türmchen 
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 Projekt Mitfahrbänke. 
 
3. Antrag der CDU-Fraktion bezüglich der Reduzierung der Abfall-

Gebühren für  Windelnutzer als Ersatz für die in allen Ortsteilen auf-
gestellten Windelcontainer“ 

97/GV 

 

Es wird zunächst der Hintergrund zu den Abfallgebühren erläutert bevor eine Diskussion über die Kos-
ten, den Nutzen und des Missbrauchs des Abfallcontainers folgt.  
 
Der Beschlussvorschlag ist so offen formuliert, als dass der Gemeindevorstand zunächst nur ein geeig-
netes Konzept vorlegen soll und damit noch nicht für oder gegen den Windelcontainer zu entscheiden 
ist.  
 
Über den Antrag, der wie folgt lautet, wird abgestimmt: 
 
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, der Gemeindevertretung eine Überarbeitung der Abfallsatzung 
vorzulegen, in der Familien mit haushaltsangehörigen Kindern bis zu einem Alter von 3 Jahren eine 
Restmülltonne in der im Vergleich zur aktuell gebuchten Restmülltonne nächsthöheren Tonnenkategorie 
zu einem reduzierten Gebührensatz zur Verfügung gestellt wird. 
Eine Gebührenreduzierung soll ebenso  Bürgern und Bürgerinnen angeboten werden, die auf Grund 
medizinischer Indikation eine Windel benötigen. 
Die Gebühren für den Austausch (Hin – und ggfs. Rücktausch) der Tonnen sollen nach  Ende der Be-
zugsberechtigung  zum reduzierten Satz entfallen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
2 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
 
4. Einführung der wiederkehrenden Straßenbeiträge 125/GV 
 

Auch hier wird der Hintergrund der Vorlage erläutert und darauf aufmerksam gemacht, dass die Vorlage 
zunächst nur darauf abzielt, die rechtlichen Bedenken zu prüfen und die Rahmenbedingungen für den 
Beschluss von einem Büro ausarbeiten zu lassen. 
 
Herr Knull von der Kämmerei erläutert die Vor- und Nachteile aus finanzieller Sicht und rät von der Ab-
schaffung der Straßenbeitragssatzung ab, da dadurch die Grundsteuer B erhöht werden müsste, was 
dazu führe, dass Kreis- und Schulumlage steige. Dies wäre für den Bürger die teuerste Variante. 
 
Aus der Bürgerinitiative wird ein Plädoyer sowohl gegen die einmalige als auch gegen die wiederkeh-
rende Straßenbeiträge gehalten.  
 
Es werden weitere Fragen beantwortet und Argumente ausgetauscht.  
 
Da die Notwendigkeit der Sanierung der Dattenbachstraße in Frage gestellt wird, soll es eine gesonderte 
Bürgerversammlung geben. 
 
Dem Antrag soll noch ein Anhang ergänzt werden, was das Büro überprüfen soll. Dies soll in einem in-
terfraktionellen Entwurf per E-Mail abgestimmt werden. 
 
Danach wird über die DS-Nr. 125/GV, die wie folgt lautet, abgestimmt: 
 
Es wird beschlossen, einen Satzungsentwurf nach der Maßgabe der „wiederkehrenden Straßenbeiträge“ 
zu erarbeiten.  
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Zur Durchführung einer rechtssicheren Beitragserhebung ist für die Aufgaben, welche in der Verwaltung 
nicht leistbar sind, ein geeignetes Büro zu beauftragen. 
 
Für die Umsetzung werden die erforderlichen Mittel in geschätzter Höhe von 20.000 € bereitgestellt. 
 
Die Aufgaben des Dienstleisters erstrecken sich auch auf die Berechnung der nicht beitragspflichtigen 
Grundstücke und auf eine Gegenüberstellung der Kosten einer Straße bei einmaligen und wiederkeh-
renden Beiträgen in einem Ortsteil.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
5. Fortführung der Planungen zur Sanierung und Neugestaltung des 

Bürgerhauses Glashütten 
hier: Bürgerservice und Einwohnermeldeamt als Teil der Gesamt-
maßnahme 

126/GV 

 

Von der Verwaltung wird die neue Variante B vorgestellt, die sich aus den Gesprächen mit dem Teilei-
gentümer eröffnet hat. 
 
Hierzu gibt es eine Diskussion und es werden Fragen geklärt. Frau Bannenberg wird einen Vermerk von 
Herrn Asch dem Protokoll beilegen.  
 
Die Frage nach ausreichend verfügbaren Haushaltsmitteln kann positiv bestätigt werden. Unter Berück-
sichtigung der Hessenkasse und von Haushaltsresten stände ein Budget von 500.000 € zur Verfügung. 
Davon würden aber Kreditermächtigung 100.000 € im Jahr 2020 verfallen. Die Variante B wäre also über 
den Haushalt 2019 finanzierbar.  
 
Der Haupt- und Finanzausschuss gibt die Empfehlung, dass die fachliche Beurteilung und die Frage des 
Nutzenzugewinns der Variante B dem Bau- und Siedlungsausschuss obliegt. Der Haupt- und Finanz-
ausschuss stellt fest, dass die benötigten Mittel die für die Variante B im Haushalt 2019 inkl. Haushalts-
reste 2018 zur Verfügung stehen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
6. Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Hochtaunuskreis und der 

Gemeinde Glashütten zur Errichtung einer Einfeldsporthalle als 
Schulsportstätte der Grundschule Schloßborn und erweiterte Nut-
zung durch ortsansässige Sportvereine 

127/GV 

 

Die Verwaltungsvereinbarung braucht der Kreis um überhaupt mit dem Interessenbekundungsverfah-
rens zu beginnen. Es handelt sich um das Standard-Raumprogramm sowie um den Standardvertrag des 
Hochtaunuskreises, der so in allen Kommunen vorgelegt wird.  
 
Herr Dr. John weist auf den missverständlichen Passus § 5.1 letzter Satz hin. Frau Bannenberg sichert 
zu, die Frage ob noch zusätzlich Interne Personalkosten in Rechnung gestellt werden, mit dem Kreis zu 
klären. Dies soll als Aktennotiz dem Protokoll beigefügt werden. Zudem sollte der Vertrag eine Ergän-
zung erhalten, wie mit dem Grundstück nach einem möglichen Abbruch umgegangen wird (z.B. Erbbau-
recht?). Auch diese Frage sollte geklärt werden. 
 
Im § 3 stimmt die Nummerierung des 3. Absatzes nicht.  
 
Danach wird über die DS-Nr. 127/GV, die wie folgt lautet, abgestimmt: 
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Es wird beschlossen, die als Anlage beigefügte Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Hochtaunus-
kreis, vertreten durch den Kreisausschuss, und der Gemeinde Glashütten, vertreten durch den Gemein-
devorstand, über den Neubau einer Einfeldsporthalle auf dem Grundstück der Gemeinde Schloßborn, 
Flur 6, Flurstück 115/0 abzuschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig 
 
7. Verschiedenes 
 

Die offenen Fragen zu der Situation in den Kitas werden demnächst beantwortet werden können, da 
Frau Bannenberg am morgigen Tag erst einen Termin mit der Kita-Koordinatorin der Kirche hat. 
 
 
 
Die Vorsitzende ausgefertigt: 
  
  
gez. Angelika Röhrer Christian Neuenfeldt 
 Schriftführer 
 
 
 
 
 
 











































Neugestaltung des Bürgerservices im Erdgeschoß des 

Bürgerhauses Glashütten 

Hier: Klärung von Sachverhalten zur Beurteilung der Planung “Variante B“ mit 

Anbau im rückwertigen Bereich 

 

1. Erforderliche Mindestbreite für die Feuerwehrzufahrt bzw. den 

Lieferanteneingang, auch für Müllfahrzeuge 

Die Nutzung der hinteren Einfahrt als zwingend notwendige Feuerwehrzufahrt 

ist nach §5 HBO nicht erforderlich. Sämtliche Gebäudeteile liegen weniger als 

50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt und können direkt erreicht 

werden  

 

 

Im Übrigen ist die Mindest-Zufahrtsbreite einschließlich der Vorgaben bei 

Eckumfahrungen auch bei der geplanten Erweiterung gegeben. Gleiches gilt 

für  Liefer- und Entsorgungsfahrzeuge. 

Bei seitlicher Begrenzung durch Gebäude  auf einer Länge von mehr als 12,0 m 

muss die Durchfahrtsbreite mindesten 3,50 m betragen. Dies wurde in der 

Planung Berücksichtigt. Sämtliche Vorgaben werden eingehalten. 

HBO § 5 

Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken 
 
(1) 
1 

Von öffentlichen Verkehrsflächen ist insbesondere für die Feuerwehr ein geradliniger Zu- oder 
Durchgang zu rückwärtigen Gebäuden zu schaffen; zu anderen Gebäuden ist er zu schaffen, wenn 
der zweite Rettungsweg dieser Gebäude über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt.  
2 

Zu Gebäuden, bei denen die Oberkante der Brüstung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder 
Stellen mehr als 8 m über der Geländeoberfläche liegt, ist in den Fällen des Satz 1 anstelle eines 
Zu- oder Durchganges eine Zu- oder Durchfahrt zu schaffen.  
3 

Ist für die Personenrettung der Einsatz von Hubrettungsfahrzeugen erforderlich, sind die dafür 
erforderlichen Aufstell- und Bewegungsflächen herzustellen.  
4 

Bei Gebäuden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche 
entfernt sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten nach Satz 2 zu den vor und hinter den Gebäuden 
gelegenen Grundstücksteilen und Bewegungsflächen herzustellen, wenn sie aus Gründen des 
Feuerwehreinsatzes erforderlich sind.  
5 

Soweit erforderliche Flächen nicht auf dem Grundstück liegen, müssen sie öffentlich-rechtlich 
gesichert sein. 
 
(2)  
1 

Zu- und Durchfahrten, Aufstellflächen und Bewegungsflächen müssen für Feuerwehrfahrzeuge 
ausreichend befestigt und tragfähig sein; sie sind als solche zu kennzeichnen und ständig 
freizuhalten.  
2 

Die Kennzeichnung von Zufahrten muss von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar sein.  
3 

Fahrzeuge dürfen auf den Flächen nach Satz 1 nicht abgestellt werden. 

 



 

 

 

 

 

Hinweis: Die Aufstellung eines Brandschutzkonzeptes durch einen 

Brandschutzsachverständigen ist Bestandteil eines erforderlichen 

Bauantragsverfahrens und zu beauftragen. 

Hessisches Ministerium für Wirtschaft,   

Energie, Verkehr und 

Landesentwicklung 

Hessische  

Verwaltungsvorschrift  

Technische Baubestimmungen  

(H-VV TB)  

Anlage 14: Muster-Richtlinien 

über Flächen für die Feuerwehr 



 

2. Bedarf eines Aufzuges für das Obergeschoß 

 

Die hessische Bauordnung definiert in §54 (2) relativ klar, wie mit 

Barrierefreiheit im öffentlichen Bereich umzugehen ist. 

 

 

  

Nach Prüfung durch eine Fachfirma ist ein Aufzug mit verhältnismäßig 

geringem Aufwand im Innern des Verwaltungsgebäudes einbaubar, so dass 

auch das Obergeschoß barrierefrei erreichbar wäre. Hierzu werden zudem 

vom hessischen Sozialministerium 80-90 % Zuschuss gewährt. Es ist eine 

Selbstverständlichkeit, dass öffentliche Einrichtungen barrierefrei zugänglich 

sind.  

 

HBO § 54 
 
Barrierefreies Bauen 
 
(1)  
1 

In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen müssen mindestens 20 Prozent der Wohnungen 
barrierefrei erreichbar und zugänglich sein, höchstens jedoch 20 Wohnungen.  
2 

In diesen Wohnungen müssen die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, ein Bad sowie die  
Küche oder die Kochnische barrierefrei zugänglich sein.  
3 

Die Räume nach Satz 2 sind so herzustellen und vorzubereiten, dass sie für eine barrierefreie 
Nutzung leicht einzurichten und auszustatten sind.  
4 

Soweit die Wohnung über einen Freisitz verfügt, muss dieser von der Wohnung aus schwellenlos 
erreichbar sein.  
5 

§ 42 Abs. 5 bleibt unberührt. 
 
(2)  
1 

Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, müssen in den dem allgemeinen Besucher- und 
Benutzerverkehr dienenden Teilen barrierefrei sein.  
2 

Dies gilt insbesondere für:  1. Einrichtungen der Kultur und des Bildungswesens, 
2. Sport- und Freizeitstätten, 
3. Einrichtungen des Gesundheitswesens, 
4. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude, 
5. Verkaufs-, Gast- und Beherbergungsstätten, 
6. Stellplätze, Garagen und Toilettenanlagen. 

3 

Die Barrierefreiheit darf sich auf bestimmte Räume oder Bereiche beschränken, wenn dies  
einer zweckentsprechenden Nutzung der Räume oder Anlage nicht entgegensteht.  
4 

Toilettenräume und notwendige Stellplätze für Besucher und Benutzer müssen in der erforderlichen  
Anzahl barrierefrei sein. 
 
(3) 
 Anforderungen der Abs. 1 und 2 gelten jeweils nicht, soweit sie nur mit einem unverhältnismäßigen 
Mehraufwand umgesetzt oder aus bautechnischen Gründen nicht erfüllt werden können. 
 

 



3. Erläuterung des erweiterten Platzbedarfs sowie möglichst ausführliche 

und detaillierte Vorstellungen zum Gesamtprojekt Rathausumbau, um 

die Kosten-Nutzen-Relation beurteilen zu können. 

Durch die Rathausumgestaltung sollen die räumliche Zuordnung einzelner 

Ämter nach Synergien und besucherstark frequentierten Bereiche zusammen-

gefasst und optimiert, fehlende Räume ergänzt bzw. zu kleine Räumlichkeiten 

erweitert werden. Letzteres ist ohne Generierung  zusätzlicher Flächen nicht 

möglich. 

a. Nach der Planungsvariante B entstünde im EG  mit Bürgerservice und 

Ordnungsamt sowie Steueramt, Kämmerei und Kasse, alles Bereiche mit 

hoher Besucherfrequenz, ein räumlich separater Verwaltungstrakt .  

b. Aufgrund des Umzuges einzelner Ämter werden Flächen im OG frei, die 

zur Erweiterung kleiner Räumlichkeiten oder Neuschaffung gar fehlender 

Räumlichkeiten genutzt werden. Diese sind im Einzelnen: 

- Konferenzzimmer (derzeit im EG, zu klein) 

- Personenaufzug (fehlt, OG nur über Treppe zugänglich) 

- Behinderten-WC (fehlt, neu im Verwaltungstrakt EG) 

- Ruheraum  (fehlt, neu im Verwaltungstrakt OG) 

- Pausenraum für Mitarbeiter (fehlt, neu im OG) 

- Teeküche  (derzeit mit Kopierraum im OG, zu klein) 

- Kopierraum  (derzeit mit Teeküche im OG, zu klein) 

- Bauamt  (erheblicher Flächenbedarf, zu klein) 

Angrenzend an den Bühnenraum des Bürgersaales ergibt sich im EG 

nebenbei von Vereinen gewünschte Lagerfläche. 

Nach Planungsvariante B wird der Flächenbedarf ausschließlich durch den 

Anbau im Erdgeschoss gedeckt, sofern Aktenlagerung einzelner Ämter durch 

Archivierung im KG optimiert und somit Stellfläche für Möblierung eingespart 

wird. Eine Flächenerweiterung im OG ist nicht  erforderlich. 

 

 

Anlagen: 1. Bestandsaufnahme mit Möblierung, OG,  Verf.: Bauamt 

  2. Planungsvariante B, EG,    Verf.: Ing.-Büro Dick 

  3. Planungsvariante B, OG    Verf.: Bauamt 
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